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Deutschland 2019: Volle Wartezimmer bei akuten haus- und kinderärztlichen 

Problemen, wochenlange Wartezeiten auf Facharzttermine, unbekannter haus-

ärztlicher Notdienst mit viel zu großen Versorgungsbezirken und diffuser Reakti-

onszeit, überfüllte Notaufnahmen der Krankenhäuser mit vielen Stunden War-

tezeit. Viele Patienten warten viel zu lange auf die richtige medizinische Hilfe in 

Eil- und Krisenfällen. 

Und bei lebensbedrohlichen Notfällen? Steht in allen Bundesländern rund um 

die Uhr der Rettungsdienst als Aufgabe der Länder und Kommunen gemeinsam 

unter der Rufnummer 112 bereit. Die kommunalen (Berufs-)feuerwehren und 

weitere kommunale Experten, die Hilfsorganisationen wie das Deutsche Rote 

Kreutz, der Arbeiter-Samariter-Bund, die Johanniter-Unfall-Hilfe, der Malteser-

Hilfsdienst, die DLRG, weitere Hilfsorganisationen und private Fachleute stehen 

bereit, innerhalb weniger Minuten nach einem Notruf in einer Leitstelle sofort 

Hilfe zu leisten. Rund um die Uhr, 365 Tage im Jahr, im Schneesturm, während 

der Sylvester-Party, vom Allgäu bis ins Wattenmeer. Egal ob zum Extremsportler 

oder ins Seniorenheim: Der Rettungsdienst in Deutschland kommt zuverlässig 

innerhalb kurzer Fristen in international beneideter Qualität und rettet jeden Tag 

unzählige Leben. 

Warum braucht der Rettungsdienst nun selbst Hilfe? Das Bundesgesundheits-

ministerium nutzt die Probleme in der ambulanten Versorgung der Bevölkerung, 

um den Rettungsdienst als Landes- und Kommunalaufgabe faktisch abzuschaf-

fen: Das Grundgesetz soll geändert werden, um die Zuständigkeit für den Ret-
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tungsdienst von den Ländern auf den Bund zu verlagern. Damit soll der Rettungs-

dienst so behandelt werden wie andere Leistungen der Gesetzlichen Kranken-

versicherung: Es soll künftig bundesweite Vorgaben zur Planung der Rettungs-

wachen-Standorte und weitere zentrale Vorgaben geben. Die Mitbestimmung 

der Gemeinden, Städte und Kommunen beim Bedarf an Fahrzeugen, der Lage 

der Rettungswachen und bei der Auswahl der Leistungserbringer wird beseitigt. 

Was ist mit der 112 als Notrufnummer? Sogar davor macht der Gesetzentwurf 

nicht halt: Die international bekannte Notrufnummer 112 soll mit dem kassen-

ärztlichen Bereitschaftsdienst und den Aufgaben der Terminservicestellen, die 

Facharzttermine vermitteln sollen, vermischt werden. Der Gesetzentwurf 

schreibt dazu verpflichtend Gemeinsame Notfallleitstellen (GNL) vor. Wie die 

funktionieren sollen, bleibt selbst Fachleuten unklar. Es drohen virtuelle Zwangs-

fusionen und zentral vorgegebene Computer-Abfragesysteme mit Warteschlei-

fen und wenig qualifiziertem Personal.  

Warum macht der Bund so etwas? Der Bund hat jahrelang die Probleme in der 

akuten ambulanten und stationären Notfallversorgung der Bevölkerung nicht lö-

sen können. Ständig wurden neue Strukturen wie die Terminservicestellen ge-

schaffen, ohne dass es in der ambulanten Versorgung wirklich besser wurde. 

Nun wächst der Druck weiter, und man sieht die Chance, den Rettungsdienst als 

noch funktionierenden Baustein in das bundesweite Gesundheitssystem zu 

zwängen. Es geht um Macht: Der Bund will zentrale Vorgaben auch in einem Be-

reich durchsetzen, der bisher durch Vielfalt auf Länder- und kommunaler Ebene 

geprägt ist. 

Was ist künftig mit den Kosten? Künftig sollen nicht mehr die Krankenkassen, 

sondern die Länder und Kommunen die Vorhalte- und Investitionskosten des 

Rettungsdienstes bezahlen. Das wäre eine Kostenverlagerung von mehreren Mil-

liarden Euro von den Krankenkassen auf die Länder. Im gleichen Atemzug, mit 

dem man die Entscheidungsfreiheit der Länder und Kommunen beendet, will 

man ihnen große Teile der Kosten aufbürden. Dagegen wehren wir uns: Ret-

tungsdienst ist Notfallbehandlung von Patienten, die dafür zu Recht Krankenkas-

senbeiträge zahlen und Leistung erwarten können. 
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Was wäre die bessere Lösung? Stellt man den konkreten Patientennutzen in den 

Mittelpunkt, dann würde es helfen, wenn künftig bei nicht lebensbedrohlichen, 

aber dringlichen medizinischen Problemen schnell ambulant geholfen wird. Ein 

geeigneter Weg wäre, die bisher kaum bekannte Telefonnummer des Kassen-

ärztlichen Bereitschaftsdienstes 116117 auch in den kommunalen Leitstellen ne-

ben der 112 zu koordinieren und um mehr und intelligentere Hilfeleistungsmög-

lichkeiten zu erweitern: Auch bei akuten nicht lebensbedrohlichen Problemen 

muss sofort feststehen, wann ein aufsuchender Arzt kommt, wo er sofort er-

reichbar ist oder wie der umgehende Transport zu einer Facharztpraxis organi-

siert wird. Durch die Verknüpfung der Kompetenz der kommunalen Leitstellen 

mit den Ressourcen eines verbesserten und variableren kassenärztlichen Bereit-

schaftsdienstes wäre die Situation schnell und mit wenig Aufwand zu verbessern. 

Was fordert das Bündnis konkret? Das Bündnis fordert: 

 Der konkrete Patientennutzen und nicht Macht- und Geldverschiebungen 

zwischen Bund und Ländern müssen im Zentrum von Veränderungen bei 

der Notfallversorgung stehen. 

 Eine Grundgesetzänderung mit dem Ziel, dem Bund Zuständigkeiten im 

Rettungsdienst zu überlassen, wird strikt abgelehnt. In den Worten des 

Bundesrates: Die föderale Struktur sichert die passgenaue Versorgung und 

ist Motor für die Weiterentwicklung des Gesundheitswesens. Der Rettungs-

dienst muss daher als Landes- und Kommunalaufgabe erhalten bleiben. Er ist 

vielerorts Aufgabe der Städte und Landkreise im eigenen Wirkungskreis, die 

den Spielraum für effiziente Organisationsformen genutzt haben. Zentrale 

Vorgaben aus Berlin brauchen wir nicht. Eine weitere Aushöhlung der Staat-

lichkeit der Länder im Bereich der Gefahrenabwehr muss verhindert werden.  

 Der Gesetzentwurf des Bundesgesundheitsministeriums zur Reform der 

Notfallversorgung muss vollständig zurückgezogen und durch einen fairen 

Zukunftsdialog unter gleichberechtigter Beteiligung der Innenressorts der 

Länder, der Kommunen, der Feuerwehren und der Hilfsorganisationen er-

setzt werden. Der jetzt vorgelegte Diskussionsentwurf vernachlässigt Zu-

sammenhänge mit dem Brand- und Katastrophenschutz bei der Hilfe für die 

Bürger vor Ort (Stichwort: aufwachsende Lagen) und löst die Probleme der 

Patienten nicht. Stattdessen muss die Schnittstelle zwischen hausärztlichem 

Notdienst und Rettungsdienst verbessert werden. 
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Stand: 6.9.2019 

 Regelungen zu Versorgung, Qualität, Planung und Kostentragung im Ret-

tungsdienst sind Ländersache und müssen es auch bleiben. Die Landeszu-

ständigkeit für den Rettungsdienst hat sich seit Jahrzehnten bewährt, weil 

örtliche Mitbestimmung statt zentraler bundesweiter Vorgaben für jede Re-

gion die beste Lösung zur Organisation der Rettung darstellt. So ist viel an 

Fortschritt erreicht worden. Jede Veränderung der Kostentragung im Ret-

tungsdienst durch den Bund sowie fachliche Vorgaben für den Rettungs-

dienst machen das System schwerfälliger, bürokratischer und fehleranfälli-

ger. 

 Bundesweite Vorgaben für Leitstellen und eine Gefährdung der 112 lehnen 

wir ab. Unsere Notfallleitstellen sind der Dreh- und Angelpunkt der nichtpo-

lizeilichen Gefahrenabwehr vor Ort mit engem Draht zur Feuerwehr und 

Schnittstellen zu allen wichtigen Akteuren. Die Kenntnis der Topografie vor 

Ort ist für eine sachgerechte Disposition unverzichtbar. Sie wollen aber keine 

Servicehotline für alle Probleme des bundesdeutschen Gesundheitssystems 

sein. Wer 112 wählt, muss auch in Zukunft darauf vertrauen, nicht erst in 

einer digitalen Warteschleife zu hängen, sondern braucht schnell professio-

nell vermittelte Hilfe. 

Warum ein Bündnis? Im Rettungsdienst arbeiten viele Menschen und Organisa-

tionen seit Jahrzehnten erfolgreich zum Schutz der Bevölkerung zusammen und 

haben ungezählte Leben gerettet. Ein funktionierender Rettungsdienst ist wert-

voller Teil der Gefahrenabwehr der Länder und kommunale Aufgabe der Da-

seinsvorsorge. Gemeinsam mit der Feuerwehr und dem Katastrophenschutz bil-

det der Rettungsdienst mit unseren Leitstellen ein schlüssiges Gesamtkonzept 

zur Rettung aller Menschen aus Lebensgefahren. Dieses erfolgreiche und orts-

nahe System mit vielen hunderttausenden ehrenamtlich Aktiven in den Hilfsor-

ganisationen darf nicht durch Zentralisierung und Entzug von Finanzmitteln ge-

fährdet werden. 

Wie kann ich mitmachen? Das Bündnis steht allen Kommunen und Organisatio-

nen offen, die seine Ziele unterstützen. Mit dem Beitritt sind keine Kosten und 

weitere Verpflichtungen verbunden. Eine Mail an Rettungsdienst@nlt.de ge-

nügt. 

 

 

 

Bündnis für den Rettungsdienst als Landes- und Kommunalaufgabe 
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